Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1741 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Wehrpflichtgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 14. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 390) wird wie folgt geändert: 

In § 5 werden 

1. in Absatz 1 die Worte „achtzehn Monate" durch 
die Worte „zwölf Monate", 

2. in Absatz 2 die Worte „höchstens zwölf Monate" 
durch die Worte „höchstens sechs Monate" 

ersetzt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 12. Mai 1967 


Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 


Begründung umseitig 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Al Sein vertrieb : Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Begründung 


Durch Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
22. Februar 1962 wurde die Dauer des Grund- j 
Wehrdienstes von zwölf Monaten auf achtzehn Mo- 
nate erhöht. Dieser Beschluß wurde in einer Zeit 
erhöhter Spannungen in Mitteleuropa gefaßt und 
sollte dazu dienen, die deutschen der NATO zur j 
Verfügung zu stellenden Einheiten möglichst schnell 
aufzustellen. In den vergangenen fünf Jahren hat 
sich jedoch die militärische Situation in Mittel- 1 
europa deutlich beruhigt. Es hat sich darüber hin- 
aus erwiesen, daß die Wehrpflichtigen durchaus 
in zwölf Monaten im allgemeinen zufriedenstellend 
ausgebildet werden können. In bestimmten tech- 
nischen Einheiten kann auf Berufs- und Zeitsolda- 
ten in keinem Fall verzichtet werden. In den an- 
deren Einheiten sind die Wehrpflichtigen jedoch 
häufig nicht voll ausgelastet. Unser Antrag be- 
zweckt daher, durch eine Herabsetzung der Dauer 
des Grundwehrdienstes auf wieder zwölf Monate 
folgendes zu erreichen: 

1. den Wehrpflichtigen das Gefühl zu nehmen, j 

einen Teil ihres Lebens ohne sinnvolle Beschäf- l 
tigung zu verbringen; j 

2. die Zahl der Rekruten dem vorhandenen Be- j 
stand an ausbildenden Offizieren und Unteroffi- j 
zieren anzupassen und damit eine Verbesserung 
der Ausbildung zu erreichen; 

3 . der Wirtschaft Arbeitskräfte nicht länger als un- ; 

bedingt nötig vorzuenthalten; \ 

4. den zu hohen Anteil der Wehrpflichtigen an den 
stehenden Verbänden von bisher 46,2 v. H. zu 
senken und auf diese Weise eine größere Kampf- 
bereitschaft der Bundeswehr durch bessere Aus- 
bildung der verbleibenden Rekruten zu erreichen. 


Diese von der Fraktion der FDP geforderte Maß- 
nahme läßt sich ohne eine weitere Einbuße an 
Sicherheit für die Bundesrepublik verwirklichen. Es 
ist allerdings erforderlich, eine Reihe von zusätz- 
lichen Maßnahmen zu treffen. 

Die Bundesregierung wird von den ihr gesetzlich 
bereits zustehenden Möglichkeiten mehr als bisher 
Gebrauch zu machen haben, die bereits ausgebilde- 
ten Reservisten stärker in unsere Verteidigungsbe- 
mühungen einzubeziehen. Die Ausbildung der in der 
Zukunft einzuziehenden Rekruten muß verbessert 
werden. Von dem bisherigen vierteljährlichen Tur- 
nus der Einberufung muß abgegangen werden zu- 
gunsten eines mindestens halbjährigen Turnus. Auf 
diese Weise kann die Unruhe, die allvierteljährlich 
durch die Aufnahme neuer Rekruten in die Ausbil- 
dungseinheiten hineingetragen wird, erheblich ver- 
mindert werden. Die Bundeswehr muß weiterhin von 
dem jetzt militärisch und politisch nicht mehr gerecht- 
fertigten Prinzip der insgesamt ständig aus dem 
Stand einsatzbereiten Armee abgehen und der Tat- 
sache Rechnung tragen, daß zur Zeit nach mensch- 
lichem Ermessen einem etwaigen Krieg eine mehr 
oder weniger lange Spannungszeit vorausgehen 
würde, die zu einer Mobilmachung und Einberufung 
der Reservisten genutzt werden kann. 

Ein Zusammenwirken all dieser Maßnahmen wird 
auch bei einer Herabsetzung des Grundwehrdienstes 
nicht nur nicht zu einer Verminderung der Kampf- 
kraft der Bundeswehr führen, sondern diese im 
Gegenteil sogar erhöhen. Dabei ist es selbstver- 
ständlich, daß alle Einzelheiten der Planungen mit 
den zuständigen NATO-Dienststellen abgesprochen 
werden müssen. 
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